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Bonn, den 26. Mai 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Große Anfrage der FDP - Nr. 2791 der Drucksachen - 
Beschlagnahme von Kraftfahrzeugen in der sowjetisch 
besetzten Zone 


Herr Abgeordneter Radermacher ist nach 
seiner Mitteilung vom 5. Mai 1952 mit der 
Umwandlung der „Großen Anfrage" in eine 
„Kleine Anfrage" vorläufig einverstanden. 
Ich erlaube mir deshalb hiermit, die schrift- 
liche Antwort auf die Interpellation der 
Fraktion der FDP (Drucksache Nr. 2791) zu 
übersenden. 

Die nachstehend mitgeteilte Übersicht der 
Bundesregierung über die Beschlagnahmen 
beruht auf den Meldungen, die von den 
Betroffenen bei Behörden und Wirtschafts- 
organisationen erstattet worden sind. Die 
Übersicht ist zwar nicht vollständig, weil 
die Betroffenen in den Fällen, in denen 
sie mit der Fahrt oder dem Transport 
gegen westdeutsche Bestimmungen ver- 
stoßen haben, den Verlust — um der Be- 
strafung zu entgehen — stillschweigend hin- 
nehmen und von einer Meldung absehen. Da 
aber die beteiligten Bundesministerien (Wirt- 
schaft, Verkehr, gesamtdeutsche Fragen) und 
der Senat von Berlin alle ihnen bekanntwer- 
denden Fälle der Treuhandstelle für den In- 
terzonenhandel beim Deutschen Industrie- 
und Handelstag in Berlin W 15, Kurfürsten- 
damm 57, weitermelden und auch die Inter- 
essenvertretungen der Kraftfahrt über die 
Tätigkeit der Treuhandstelle unterrichtet sind, 
kann angenommen werden, daß die Übersicht 


hinsichtlich der auf legalen Fahrten erfolgten 
Beschlagnahmen der Wirklichkeit annähernd 
entspricht. 

In Zukunft werden alle Meldungen, die die 
Beschlagnahme von westdeutschen Fahrzeugen 
betreffen, bei der Verbindungsstelle des Bun- 
desministeriums für Verkehr in Berlin regi- 
striert, während die Beschlagnahmen west- 
berliner Fahrzeuge, wie bisher, von der 
Sammelstelle des Senators für Verkehr und 
Betriebe erfaßt werden. 

Beschlagnahmen, deren spätere Aufhebung 
bekanntgeworden ist, sind in der Übersicht 
nicht enthalten. 

Von den im Jahre 1950 beschlagnahmten 
Fahrzeugen sind bis Ende 1951 27 noch nicht 
freigegeben worden, und zwar 

9 Lastkraftwagen mit 8 Anhängern, 

5 Omnibusse, 

5 Personenkraftwagen. 

Von den im Jahre 1951 beschlagnahmten 
Fahrzeugen wurden bis jetzt nicht freigege- 
ben: 

42 Lastkraftwagen mit 37 Anhängern, 

8 Omnibusse mit 7 Anhängern, 

20 Personenkraftwagen, 


Druck: Ruchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30, 



2 Motorräder, 

1 Schlepper mit Anhänger, 

3 Spezialfahrzeuge. 

Wenn in der Interpellation gesagt wird, daß 
sich die Fälle der Beschlagnahmen in letzter 
Zeit gehäuft hätten, so kann dazu festgestellt 
werden, daß der Höhepunkt der Beschlag- 
nahmewelle im August 1951 mit 30 be- 
schlagnahmten Kraftfahrzeugen gelegen hat, 
während seitdem eine Abnahme der Beschlag- 


nahmen zu 

verzeichnen ist; im 


September 

1951 wurden 21 Kraftfahrzeuge, 

Oktober 

1951 „ 9 

» > 

November 

1951 „ 5 

» 

und 

Dezember 

1951 „ 5 



beschlagnahmt. Die Zahl der Beschlagnahmen 
hat hiernach nicht unwesentlich abgenommen. 
Sie ist im Vergleich zum Volumen des Ver- 
kehrs zwischen dem Bundesgebiet und Berlin 
und des Handelsverkehrs zwischen dem Bun- 
desgebiet und der SBZ, soweit es sich um den 
Verkehr auf der Landstraße handelt, als nicht 
bedeutend zu bezeichnen. 

Das vorhin Gesagte gilt auch für die Über- 
sicht über die Zahl der inhaftierten Personen. 
Die meisten dieser Verhafteten, deren Ge- 
samtzahl nicht bekannt ist, sind nach mehre- 
ren Tagen wieder aus der Haft entlassen wor- 
den; in einigen Fällen hat die Haft 2 Wochen 
und mehr (z. B. 6 Wochen, 2 Monate, 3 Mo- 
nate) gedauert. 11 Personen werden seit län- 
gerer Zeit festgehalten (1 seit Februar, 1 seit 
Mai, 2 seit Juni, 4 seit August und 3 seit 
September). Es braucht nicht angenommen zu 
werden, daß sich bei einer amtlichen Umfrage 
eine erheblich größere Zahl von langdauern- 
den Verhaftungen als die angeführte erge- 
ben würde. 

Als Gründe für die Beschlagnahmen und Ver- 
haftungen sind von sowjetzonaler Seite 
hauptsächlich folgende angegeben worden: 


Mängel der Warenbegleitscheine 

Fälschung von Warenbegleitscheinen, 
Ablauf der Geltungsdauer, 

Fehlen des Stempels der Sowjetischen 
Kontroll-Kommission, 

Unrichtigkeit des Ursprungsnachweises 
für die Transportgüter, 

Unvollständigkeit des Warenbegleitschei- 
nes (1 Bilderrahmen war nicht einge- 
tragen!), 

Mängel der Kraftfahrzeugpapiere 

Nichtübereinstimmung der Motorblock- 
nummer mit der Eintragung im Kraft- 
fahrzeugschein, 

Mängel der Interzonenpässe 

Nichteintragung von Motornummer und 
Fahrgestell-Nummer im Paß des Fahrers, 
Fälschung des Interzonenpasses, 
Zusätzliche Eintragung eines Omnibus- 
anhängers durch den Paßinhaber, 

Fehler im Geburtsdatum des Beifahrers 
(die Paßstelle hatte die Ziffern ver- 
tauscht!), 

Beanstandungen der mitgeführten Trans- 
portgüter 

Beförderung von Gütern ohne Waren- 
begleitschein, 

Transport von Waren, die nicht aus dem 
L^nd Berlin, sondern aus der SBZ stam- 
men, 

Unerlaubter Transport von Kraftstoff, 
Verstoß gegen die Bestimmungen für 
Umzugsgut, 

Mitführen nazistischer Literatur (in einer 
Altpapierladung für das Bundesgebiet!), 
Unerlaubtes Tanken von Betriebsstoff in 
der SBZ, 

Beanstandungen der Fahrzeuge 

Standort des Fahrzeugs in der SBZ, 
Fahrzeug Eigentum eines Ostflüchtlings, 

Verbotene Personenbeförderung 

Beförderung von Fahrgästen mit fal- 
schem Interzonenpaß, 



Mitnehmen fremder Personen, 
Beförderung illegaler Grenzgänger (in 
einem Fall war ein Grenzgänger ohne 
Wissen der Fahrer an einer Straßenstei- 
gung aufgesprungen), 

Gewerbsmäßige Personenbeförderung 
ohne Genehmigung, 

Nichtmeldung von DM-West-Beträgen, die 
mitgeführt wurden. 

Inwieweit diese Vorwürfe im Einzelfall tat- 
sächlich berechtigt sind, kann von den Behör- 
den der Bundesrepublik nicht zutreffend be- 
urteilt werden, weil die Betroffenen selbst 
nicht immer erschöpfende Angaben machen 
und die Vorgänge, da sie sich jenseits der 
westzonalen Schlagbäume abspielen, nicht un- 
tersucht werden können. 

Mögen auch in einzelnen Fällen Ordnungs- 
widrigkeiten und sogar strafbare Handlungen 
der Fahrzeughalter tatsächlich nachzuweisen 
sein, so muß doch das von den sowjetzonalen 
Dienststellen angewandte Strafmaß um so 
schärfer mißbilligt werden, als die Einziehung 
hochwertiger Fahrzeuge und die Verhängung 
ungewöhnlich hoher Geldstrafen in gar kei- 
nem Verhältnis zu dem vielleicht begangenen 
Unrecht stehen. Auch wirft die willkürliche 
Art des Verfahrens der sowjetzonalen Grenz- 
dienststellen und Gerichte, wie sie z. B. in den 
übermäßig langdauernden Verhaftungen zum 
Ausdruck kommt, ein bezeichnendes Licht auf 
die Methoden der Volkspolizei und der 
sowjetzonalen Justiz. An einigen Beispielen 
mögen diese Zustände näher erläutert wer- 
den. 

Weil ein Fuhrunternehmer mit seinem Pkw 
am 15. April 1950 auf der Fahrt zur 
Grenzstelle Ellrich (a. Harz) infolge star- 
ken Schneetreibens den Weg verfehlte und 
zu nahe an die Grenze heranfuhr, wurde 
er noch diesseits der Zonengrenze von 
Volkspolizisten angehalten, in die SBZ ge- 
bracht und der Kommandatur Gudersleben 
i. Thür, vorgeführt. Der Wagen wurde ein- 
gezogen, bei der Untersuchung entwende- 
ten ihm die Polizeibeamten überdies noch 


50, — DM aus der Brieftasche. Die Volks- 
polizei beschlagnahmt befehlsgemäß alle 
Kraftfahrzeuge, die außerhalb der zugelas- 
senen Stellen in die SBZ einfahren oder die 
vorgeschriebene Fahrstraße verlassen. 

Ein Bonner Spediteur, der Waren nach 
Chemnitz/Sa. gebracht hatte, wollte am 12. 
November 1949 auf dem Rückwege in Zeitz 
lagernde Möbel mitnehmen. Schon beim 
Aufladen der Möbel wurden der Lastzug 
beschlagnahmt und die Fahrer verhaftet. 
Während letztere später wieder freige- 
lassen wurden, enteignete die Volkspolizei 
die Fahrzeuge ohne nähere Begründung. 
Für die bloße Vorbereitung des Versuchs 
einer Ausfuhr von Umzugsgut aus der SBZ 
in das Bundesgebiet, die nach sowjetzona- 
lem „Recht“ verboten ist, wurde also 
praktisch eine Strafe verhängt, die dem 
nicht unbedeutenden Wert dieses Lastzuges 
entsprach. 

Ein Unternehmer aus Oberfranken wollte 
am 3. August 1950 mit einem neuen unbe- 
ladenen „Faun“-Lastzug (Wert 70.000,— 
DM) auf der Fahrt von Berlin nach Ober- 
franken in Probstzella über die Zonen- 
grenze fahren. Ohne Angabe eines Grundes 
geriet er 5 Tage in Haft, der Lastzug wurde 
beschlagnahmt. Nach einiger Zeit erhielt er 
vom Innenministerium der sogenannten 
DDR eine Strafverfügung über 40.000, — 
DM; ein Grund war wiederum nicht ange- 
geben. Später erfuhr er, daß er von einem 
Konkurrenten, der der KPD nahesteht, und 
anderen Kommunisten bei der Volkspolizei 
durch anonyme Schreiben denunziert wor- 
den war. Das genügte den sowjetzonalen 
Polizeistellen, um ihn ohne weitere Unter- 
suchung zu bestrafen und den Lastzug zu 
enteignen. 

Einem Spediteur aus Bad Gandersheim 
wurde am 19. Mai 1951 ein Lastzug auf 
der Rückfahrt von Berlin in Marienborn 
mit der Begründung beschlagnahmt, er 
habe illegale Grenzgänger mitgenommen. 



Tatsächlich waren die Fahrer etwa 30 km 
hinter der Berliner Grenze von 2 Volks- 
polizisten angehalten und aufgefordert 
worden, zwei Frauen, die angeblich F2he- 
frauen von Polizeibeamten waren, nach 
Marienborn mitzunehmen. Die Fahrer 
glaubten, dieser Aufforderung entsprechen 
zu müssen. Die Frauen stiegen etwa 2 km 
vor der Grenzstelle aus, wurden aber von 
Polizeibeamten gestellt und erklärten auf 
Befragen, mit diesem Lastzug gekommen zu 
sein. Bei der Kontrolle wurden den Fah- 
rern die Papiere abgenommen, der Lastzug 
mußte zur Polizeistation gefahren werden. 
Dort verlangte man die Unterzeichnung 
eines fertigen Protokolls, in dem angegeben 
war, daß die Frauen freiwillig, ohne Auf- 
forderung der Polizei, mitgenommen wor- 
den seien. Um weiteren Unannehmlichkei- 
ten zu entgehen, unterschrieb der Fahrer 
dieses Protokoll und erklärte sich bereit, 
eine Geldstrafe von 75, — DM zu zahlen. 
Dann aber wurden beide Fahrer verhaftet 
und mehrere Tage festgehalten. Schließlich 
übergab man ihnen eine Verfügung, wo- 
nach der Lastzug beschlagnahmt sei, und 
schob sie über die Grenze ab. Die Gegen- 
seite ist bereit, gegen Zahlung einer Geld- 
buße von 250.000, — DM den Lastzug frei- 
zugeben. 

In mehreren Fällen sind Personenkraft- 
wagen entschädigungslos enteignet worden, 
weil neue Motorblocknummern noch nicht 
im Kraftfahrzeugschein und Kraftfahrzeug- 
brief amtlich nachgetragen worden waren 
oder die Papiere nachweisbar Schreibfehler 
enthielten. Hierin wird ein Verstoß gegen 
die Befehle Nr. 05 und Nr. 0267 der 
Sowjetischen Kontrollkommission erblickt, 
der die Einziehung des Fahrzeuges recht- 
fertigen soll. 

Am 4. Oktober 1950 wurde ein Hamburger 
Spediteur in Marienborn verhaftet und sein 
Lastzug (amerikanischen Ursprungs) ohne 
Angabe von Gründen nach mehrmaliger 


eingehender Besichtigung durch Polizei- 
beamte beschlagnahmt. Die Ladung wurde 
sofort freigegeben, nach 16 Tagen wurde 
auch der Spediteur, nachdem er ohne Ver- 
handlung mit 5 DM bestraft worden war, 
aus der Haft entlassen. Der Lastzug ist aber 
enteignet worden, ohne daß dem Halter 
darüber ein Bescheid erteilt worden wäre. 
Später wurde vom sogenannten Ministerium 
des Innern — Flauptverwaltung Deutsche 
Volkspolizei — mitgeteilt, daß „das Fahr- 
zeug auf Grund des vorliegenden strafrecht- 
lichen Tatbestandes entschädigungslos ein- 
gezogen worden“ sei. 

Bei der Kontrolle von Transporten mit 
Umzugsgut, das aus Berlin-West stammt, ist 
in einem anderen Falle, der sich am 11. Au- 
gust 1950 zutrug, von der Grenzpolizei wi- 
der besseres Wissen behauptet worden, es 
seien Möbel innerhalb der SBZ zugeladen 
worden. Auf Grund dieser willkürlichen 
Feststellung wurden alle Möbel, auch dieje- 
nigen eines anderen Beteiligten, beschlag- 
nahmt, gleichzeitig eine Geldstrafe von 
25.000, — DM verhängt und der Lastzug 
selbst entschädigungslos eingezogen. Eine 
Beschwerde beim sogenannten Innenmini- 
sterium blieb erfolglos, im Gegenteil ord- 
nete dieses den sofortigen Verkauf der 
Möbel an. Bei dieser Gelegenheit versuchte 
die Grenzpolizei auch noch eine der Möbel- 
eigentümerinnen zu der falschen Erklärung 
zu veranlassen, der Spediteur habe sie zu 
einem illegalen Transport aufgefordert und 
führe Öfter solche illegalen Transporte 
durch. 

Bei einem anderen Transsort am 10. Okto- 
ber 1950 fehlte von 13 Warenbegleitschei- 
nen einer, den der Fahrer irrtümlich bei der 
Verladung zurückgelassen hatte. Obwohl 
das Papier sofort durch einen Sonderboten 
herangeschafft worden war, gab der Grenz- 
kommissar die inzwischen beschlagnahmte 
Ware nicht frei. Außerdem wurde eine 
Geldstrafe von 7.300, — DM verhängt. Die 
Freigabe der Ware wäre übrigens für die 
Polizei recht peinlich gewesen, weil die 



Polizisten inzwischen Schuhe und Berufs- 
kleidung aus diesen Posten herausgestohlen 
hatten. 

So könnten noch weitere zahlreiche Beispiele 
für das allen rechtsstaatlichen Begriffen hohn- 
sprechende Gebaren der sowjetzonalen 
Machthaber und ihrer Funktionäre an der 
Zonengrenze angeführt werden. 

Was ferner die Schäden angeht, die durch die 
Beschlagnahmen der westdeutschen und west- 
berliner Wirtschaft zugefügt werden, so sind 
diese nicht unbeträchtlich. Der Senat von Ber- 
lin beziffert allein den Wert der im Jahre 
1951 beschlagnahmten Fahrzeuge auf über 
2,6 Millionen DM und den Wert der dabei 
beschlagnahmten Waren auf über 3,7 Millio- 
nen DM. Ferner machen diese Ziffern ohne 
weiteres verständlich, daß eine Reihe von 
Fuhrunternehmern durch die rigorosen Ent- 
eignungen ihrer Fahrzeuge geschäftlich völlig 
ruiniert worden ist. Die Bundesregierung ist 
seit etwa 2 Jahren ständig bemüht, der Praxis 
der sowjetzonalen Grenzdienststellen, Kraft- 
fahrzeuge zu beschlagnahmen und Insassen zu 
verhaften, entgegenzuwirken. 

Alle ihr zur Kenntnis gelangten Fälle werden 
der Treuhandstelle für den Interzonenhandel 
mitgeteilt, die darüber mit dem Leiter der 
Delegation des Währungsgebietes der DM- 
Ost verhandelt. Andere Möglichkeiten, diese 
Vorfälle zu klären, bestehen leider nicht. 

Die Treuhandstelle prüft, ob die Betroffenen 
nicht gegen die geltenden Vorschriften sowohl 
des West-, als auch des Ost-Währungsgebietes 
verstoßen haben. Über die danach als unbe- 
gründet anzusehenden Beschlagnahmen und 
Verhaftungen wird die sowjetzonale Delega- 
tion unterrichtet und ersucht, auf baldige Frei- 
gabe der Fahrzeuge oder Entlassung der Ver- 
hafteten hinzuwirken. 

Ferner ist dafür gesorgt worden, daß die Ver- 
tretungen des Verkehrsgewerbes über die Vor- 
schriften der sowjetzonalen Seite genau un- 
terrichtet sind. Der Verein Berliner Spedi- 


teure hat z. B. zwei Merkblätter herausgege- 
ben, die sich bewährt haben. Von dieser er- 
zieherischen Einwirkung auf die am Inter- 
zonenverkehr beteiligten Betriebe darf eine 
Verminderung der sowjetzonalen Eingriffe 
in den Verkehr erwartet werden. 

Darüberhinaus suchen die westdeutschen 
Grenzdienststellen durch genaue Kontrolle 
von Fahrzeug und Ladung zu verhindern, daß 
von sowjetzonaler Seite Beanstandungen er- 
hoben werden können. Es werden z. B. von 
der Polizei nicht nur die Interzonenpässe ge- 
prüft, sondern auch regelrechte Fahrzeugkon- 
trollen durchgeführt (Prüfung der Fahrzeuge 
auf Verkehrssicherheit und Übereinstimmung 
der Kraftfahrzeugpapiere mit Motor- und 
Fahrgestellnummer, ferner der Fernverkehrs- 
genehmigung, Fahrtenbücher, Frachtpapiere, 
Steuerkarte, Beschriftung der Kraftfahr- 
zeuge). An der Grenzübergangsstelle Toepen- 
Juchhöh wurden auf diese Weise bisher Un- 
zuträglichkeiten mit den sowjetzonalen 
Dienststellen und Beschlagnahmen durch diese 
verhindert. In zweifelhaften Fällen begeben 
sich dort die Fahrzeugführer zu Fuß zur Ab- 
fertigungsstelle der sowjetzonalen Grenzpoli- 
zei und fragen an, ob Formfehler, die bei der 
Überprüfung durch die bayerische Grenz- 
polizei festgestellt worden sind, beim Grenz- 
übertritt eine Strafe oder Beschlagnahme zur 
Folge haben würden. Soweit von der sowjet- 
zonalen Grenzpolizei bisher die Zusage für 
ungehinderte Weiterfahrt gegeben wurde, ist 
sie auch stets eingehalten worden. 

An der Übergangsstelle Helmstedt-Autobahn 
besteht eine Umschreibstelle für Warenbegleit- 
scheine. Sie berichtigt die Warenbegleitscheine, 
falls Formfehler festgestellt werden, sogleich 
an Ort und Stelle. Durch diese Kontrolltätig- 
keit ist ein erheblicher Teil von Transport- 
unternehmern vor Beschlagnahmen und Be- 
strafungen bewahrt worden. 

Von der Treuhandstelle für den Interzonen- 
handel ist im Rahmen der Besprechungen über 
den Interzonenhandel immer wieder versucht 
worden, die Fragen der Grenzabfertigung, 



Beschlagnahmen und Verhaftungen mit der 
Gegenseite generell zu regeln. Vor allem hat 
sie bei den Verhandlungen über den Abschluß 
des neuen Interzonenhandelsabkommens diese 
Fragen in den Vordergrund gestellt und da- 
mit zunächst auch insofern Erfolg gehabt, als 
die Gegenseite sich an diesen Besprechungen 
beteiligte. In den Sitzungen der Unterkom- 
mission Verkehr vom 23. und 24. Mai 1951 
war es bereits zu einer Verkehrsvereinbarung 
gekommen, die einen wesentlichen Bestandteil 
des Interzonenabkommens bilden sollte. Diese 
Vereinbarung, der von der Gegenseite in vol- 
lem Umfange zugestimmt worden war, ent- 
hielt eine Reihe von Abmachungen auf den 
Gebieten des Eisenbahnverkehrs, der Binnen- 
schiffahrt und des Straßenverkehrs, die ins- 
besondere bei der Abfertigung im Verkehr 
zwischen dem Bundesgebiet und Berlin zu we- 
sentlichen Erleichterungen geführt haben wür- 
den. Es wurden dabei zwar noch nicht alle 
Verkehrswünsche berücksichtigt, doch ließ die 
in Aussicht genommene Einsetzung eines stän- 
digen gemeinsamen Ausschusses zur Regelung 
von Verkehrsfragen erwarten, daß auch die 
bisher noch strittigen Punkte und etwa sich 
neu ergebende Fragen in zufriedenstellender 
Weise hätten geregelt werden können. Die 
Zustimmung der Gegenseite zu dieser Ver- 
kehrsvereinbarung wurde aber plötzlich wie- 
der zurückgezogen und jegliche Koppelung 
der Fragen des Warenaustausches mit der Re- 
gelung von Verkehrsfragen abgelehnt. Die 
Treuhandstelle hat deshalb auf Grund der ihr 
erteilten Weisungen das Berliner Abkommen 
am 20. September 1951 unterzeichnet, ohne 
daß eine schriftliche Vereinbarung über die 
vorgenannten Fragen erzielt werden konnte. 
Die nach der Unterzeichnung des Abkommens 


fortgesetzten Verhandlungen sind am 31. 
Oktober 1951 ganz eingestellt worden, nach- 
dem der Leiter der sowjetzonalen Delegation 
erlärt hatte, daß er über die Frage des Ver- 
kehrs zwischen dem Bundesgebiet und Berlin 
sowohl im Grundsätzlichen als auch in Einzel- 
fällen nicht mehr mit der Treuhandstelle ver- 
handeln könne, da dieser Fragenkomplex zum 
ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der 
Alliierten gehöre. 

Nachdem nunmehr die Interzonenhandels- 
besprechungen von der Treuhandstelle wieder 
aufgenommen worden sind, wird die Bundes- 
regierung ihre Bemühungen, durch feste Ab- 
machungen mit der Gegenseite sowjetzonale 
Willkürakte auszuschließen, fortsetzen. 

In Anbetracht der gegenwärtigen internatio- 
nalen Verhandlungslage ist kaum anzuneh- 
men, daß die Einschaltung der Alliierten 
Hohen Kommission im Augenblick zu einem 
Erfolg führen würde, zumal alle zwischen den 
vier Besatzungsmächten bisher stattgefunde- 
nen Verhandlungen über die hier in Rede 
stehenden Fragen ergebnislos verlaufen sind. 

Nach Ansicht der Bundesregierung bedarf die 
Einführung von Gegenmaßnahmen gegen die 
sowjetzonalen Willkürakte eingehender Über- 
legungen. Auf dem Gebiete des Straßenver- 
kehrs dürften solche nicht ratsam sein, weil 
die Zahl der in das Bundesgebiet einfahren- 
den sowjetzonalen Fahrzeuge verschwindend 
gering ist und aus grundsätzlichen Erwägun- 
gen das Festhalten von Fahrzeugen als Re- 
pressalie nicht in Frage kommt. 

In Vertretung 
Thedieck 



